Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Sozialpolitik 
(20. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Abkommen vom 14, Juli 1960 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und dem Großherzogtum 
Luxemburg über die Soziale Sicherheit der Grenzgänger 

— Drucksache IV/ 595 — 


A. Bericht des Abgeordneten Becker 


Das vorliegende deutsch-luxemburgische Abkom- 
men über die Soziale Sicherheit der Grenzgänger 
ergänzt die Verordnungen Nr. 3 und 4 des Rates 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft über die 
Soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer. Diese 
Verordnungen regeln den gesamten Bereich der 
Sozialen Sicherheit zwischen den beiden Vertrag- 
staaten. Sie lassen zweiseitige Vereinbarungen zwi- 
schen den Mitgliedstaaten der EWG zu, um den be- 
sonderen Verhältnissen der Grenzgänger Rechnung 
zu tragen. Das vorliegende Abkommen erklärt die 
Vorschriften der EWG für die Grenzgänger allge- 
mein als anwendbar, bringt jedoch Erleichterungen 
hinsichtlich der Gewährung von Sachleistungen und 
Geldleistungen in der Krankenversicherung und 


Unfallversicherung und der Zahlung von Familien- 
beihilfen. Außerdem wird der Unfall auf dem Wege 
von und zu der Arbeitsstelle auch dann den Unfall- 
versicherungsvorschriften des Beschäftigungslandes 
unterstellt, wenn der Unfall außerhalb des Beschäf- 
tigungslandes eintritt. Diese besonderen Bestim- 
mungen für die Grenzgänger haben ihren Grund 
darin, daß diese Personen in dem einen Staat woh- 
nen, aber in dem anderen Staat beschäftigt sind. 

Das Schlußprotokoll zum Abkommen entzieht der 
Auffassung die Grundlage, daß Artikel, 52 der Ver- 
ordnung Nr. 3 der EWG über den Regreß eines Ver- 
sicherungsträgers nicht anzuwenden sei, weil ein 
zweiseitiges Abkommen noch nicht bestehe. 


Bonn, den 20. Februar 1963 


Becker 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/595 — unver- 
ändert anzunehmen. 

Bonn, den 20. Februar 1963 

Der Ausschuß für Sozialpolitik 

Dr. Schellenberg Becker 

Vorsitzender Berichterstatter 
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